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Drucksache 8/2595 

21.02. 79 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Forschung und Technologie 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 14. Januar 1975 
über die Registrierung von in den Weltraum gestarteten Gegenständen 

— Drucksache 8/2232 — 


A. Problem 

Die Bundesregierung bejaht die mit dem Übereinkommen ge- 
schaffene Weiterentwicklung des Weltraumrechts, die die Zu- 
ordnung von Weltraumgegenständen zu bestimmten Staaten 
oder Organisationen erleichtert und bestehende weltraum- 
rechtliche Übereinkommen im Rahmen der Vereinten Nationen 
ergänzt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat die Ratifikation des von der 
Bundesrepublik Deutschland am 2. März 1976 in New York 
Unterzeichneten Übereinkommens vom 14. Januar 1975 zum 
Ziel. 


B. Lösung 

Die Ratifikation des Übereinkommens durch die Bundesrepu- 
blik Deutschland schafft die Voraussetzung für ihre Teilnahme 
an dem mit dem Übereinkommen geschaffenen internationalen 
Registrierungssystem. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie 8/2232 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 14. Februar 1979 


Der Aussdiuß für Forschung und Technologie 

Dr. Probst Dr. Stavenhagen Sdieffler 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Dr. Stavenhagen und Schettler 


Der Gesetzentwurf wurde in der 120. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 30. November 1978 in 
erster Lesung beraten und an den Ausschuß für 
Forschung und Technologie überwiesen. Der Aus- 
schuß hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
14. Februar 1979 abschließend beraten. 

Die mit dem Gesetzentwurf verbundene Zielsetzung 
wird einmütig gebilligt. Der Gesetzentwurf kann 


jedoch nur als ein erster Schritt im Hinblick auf 
engere Konsultationen innerhalb der Vereinten Na- 
tionen gesehen werden, die Meldepflicht näher zu 
präzisieren. 

Der Ausschuß beschloß, dem Hohen Hause die un- 
veränderte Annahme des Gesetzentwurfs zu emp- 
fehlen. 


Bonn, den 14. Februar 1979 


Berichterstatter 

Dr. Stavenhagen Scheffler 
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